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1. Einleitung 
 

 

 

 

„Das Schwerste an einer Idee ist nicht, sie zu haben, 

sondern zu erkennen, ob sie gut ist.“ (Chris Howland) 

 

 

 

 

Im September 2010 nahm ich meine Tätigkeit im Rats- und Rechtsamt der Stadtverwal-

tung Mülheim a. d. Ruhr auf. Seitdem bin ich u. a. für die Betreuung der Vorlagenersteller 

der Verwaltung und der Politik verantwortlich. Relativ schnell stellte ich fest, dass eine 

Vielzahl von Vorlagen Mängel beinhalteten. Dies brachte mich auf die Idee, eine interne 

Schulungsmaßnahme zu etablieren, die zur Reduzierung der Fehlerquoten beitragen soll 

und erstmals im Jahr 2011 durchgeführt wurde. 
 

Das o. g. Zitat von Chris Howland verdeutlicht, dass nicht etwa eine Schulungsmaßnah-

me allein aus dem Grund erfolgreich ist, weil sie durchgeführt wurde. Es ist viel wichtiger, 

dass diese auch den gewünschten Effekt erzielt. Im Rahmen dieser Arbeit wird anhand 

einer Evaluation bewiesen, dass die durchgeführte Schulungsmaßnahme zu einer signifi-

kanten Reduzierung der Fehlerhäufigkeit geführt hat. Es werden darüber hinaus Beden-

ken anhand einer Fragebogenauswertung ausgeräumt, dass die Kolleginnen und Kolle-

gen1, die interne Schulungsmaßnahmen durchführen, möglichweise über unzureichende 

Kompetenzen verfügen und dadurch die Zufriedenheit der Schulungsteilnehmer sinkt.  
 

Im Wege mehrerer Varianzanalysen wird die Wirkung dieser Personalentwicklungsmaß-

nahme anschaulich dargestellt und unter Zuhilfenahme von Hypothesen wissenschaftlich 

begründet. Es wird dabei der Beweis angetreten, dass der Einsatz verwaltungseigner 

Beschäftigter für Schulungsmaßnahmen eine konkurrenzfähige und kostengünstigere 

Alternative zu externen Schulungsmaßnahmen darstellt. 
 

 

 

 

 

 

 

                                                            
1 Aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit wird im weiteren Verlauf die maskuline Form verwendet. 
  Es sind jedoch im Sinne des Gender Mainstreamings beide Geschlechter gemeint. 
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2. Grundlagen dieser Arbeit 

2.1. Beschreibung und Aufgaben der Organisation 

Die kreisfreie Stadt Mülheim a. d. Ruhr ist eine Gebietskörperschaft2 und liegt im mittle-

ren Ruhrgebiet. Sie gilt aufgrund ihrer Einwohnerzahl von ca. 168.000 als Großstadt im 

Bundesland Nordrhein-Westfalen (NRW).3 Sie liegt zwischen den Städten Essen, Ober-

hausen, Duisburg und Ratingen. 
 

Für die Angelegenheiten der Einwohner4 und Bürger5 der Stadt sieht 

Artikel 28 Abs. 2 des Grundgesetzes (GG)6 in Verbindung mit Artikel 

78 Abs. 2 der Landesverfassung des Landes Nordrhein Westfalen 

(LVerf NRW)7 und § 1 der Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen (GO NRW) die Möglichkeit vor, diese in eigener Ver-

antwortung zu regeln. Die Verantwortung hierzu liegt bei der Stadt-

verwaltung, welche u.a. für Einwohnermeldeangelegenheiten, ord-

nungsrechtliche Maßnahmen und die Unterhaltung öffentlicher Ein-

richtungen8 innerhalb des Stadtgebietes zuständig ist. Wie auf dem 

Gebiet des öffentlichen Rechts notwendig, ergibt sich der Aufgaben-

bestand9 aus Gesetzen, Bürgerentscheiden und Ratsbeschlüssen.10 Diese müssen im 

Wege der Normenhierarchie (Gesetzesvorrang) gefasst, umgesetzt und durchgeführt 

werden. Hier wird im Weiteren zwischen  

- Pflichtaufgaben11 (Beispiel: Bauleitplanung gem. § 1 Abs. 3 des Baugesetzbu-

ches12 (BauGB)),  

- Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung13 (Beispiel: Gefahrenabwehr) und  

- freiwilligen Aufgaben (Beispiel: Unterhaltung von Schwimmbädern)  

unterschieden. Im Wege der Gewaltenteilung14 tritt die Verwaltung als exekutives, also 

durchführendes Organ, auf. Für die Beschlussfassung von Rechtsvorschriften auf kom-

munaler Ebene15 tritt der Rat der Stadt als Legislativ-Organ ein. Er entscheidet im Rah-

                                                            
2 § 1 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), Bekanntmachung der Neufassung vom 

14.07.1994 (GV.NW. S.270), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Dezember 2011 (GV.NRW.S.685). 
3 Stadt Mülheim a. d. R. (Hrsg.), Einwohnerzahl, (Stand 31.12.2011), http://www.muelheim-

ruhr.de/cms/bevoelkerungsbestand.html, abgerufen am 20.09.2012. 
4 Einwohner ist, wer in der Gemeinde wohnt. (§ 21 Abs. 1 GO NRW). 
5 Bürger ist, wer zu den Gemeindewahlen wahlberechtigt ist. (§ 21 Abs. 2 GO NRW). 
6 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröf-

fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 2010 (BGBl. I S. 944) 
7 Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen vom 28.06.1950 (GV. NRW S. 127), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

25.10.2011 (GV. NRW. S. 499). 
8 Öffentliche Einrichtungen sind z. B. Schwimmbäder, Museen, Schulen und Tageseinrichtungen für Kinder. 
9 Summe aller kommunalen Aufgaben. 
10 Klümper, Möllers & Zimmermann; Verwaltungsorganisation und  Personalwirtschaft, S. 34 
11 § 3 Abs. 1 GO NRW. 
12 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509). 
13 § 3 Abs. 2 GO NRW. 
14 Art. 1 Abs. 3 GG 
15 Beispiel: Satzungen (§ 7 GO NRW). 

Abbildung 1: Wappen 
der Stadt Mülheim an 
der Ruhr 
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men der Allzuständigkeit als höchstes parlamentarisches Gremium der Stadt über die 

Angelegenheiten innerhalb des Stadtgebietes.16  

Die Stadtverwaltung ist in verschiedene Bereiche (Dezernate) aufgeteilt.17 Innerhalb die-

ser Struktur arbeiten rund 3.000 Beschäftigte, welche sich mit den o.g. Aufgaben befas-

sen. Hierbei ist innerhalb der Verwaltung zwischen Fachbereichen zu differenzieren, de-

ren Leistungen Außenwirksamkeit entfalten (z. B. Ordnungsamt) und denen, die als 

Querschnittsämter nur interne Funktionen wahrnehmen (Personalamt, Finanzbuchhal-

tung). Ein Beispiel für einen Fachbereich, der sowohl Querschnitts- als auch Aufgaben 

mit Außenwirkung wahrnimmt, ist das Rats- und Rechtsamt der Stadtverwaltung Mülheim 

a. d. Ruhr. Auch der dort angegliederte Sitzungsdienst, welcher für die politische Gremi-

enbetreuung zuständig ist, hat sowohl interne, als auch externe Aufgaben.18  
 

2.2. Begründung der Themenstellung 

Es gibt unterschiedliche Ansatzpunkte zur Begründung der Themenstellung: 
 

Pflicht zum wirtschaftlichen Handeln 

Da die öffentliche Verwaltung an Recht und Gesetz gebunden ist19, muss sie ihr Handeln 

auch nach verschiedenen Grundsätzen ausrichten. Ein Grundsatz ist bspw. das Wirt-

schaftlichkeitsprinzip, welches den Kommunen vorgibt, entweder mit den zur Verfügung 

stehenden Mitteln das bestmögliche Ergebnis (Maximalprinzip) oder ein vorgegebenes 

Ziel mit geringstmöglichem Ressourceneinsatz zu erreichen (Minimalprinzip). Es soll im 

Ergebnis eine optimale Zweck-Mittel-Relation erzielt werden.20 Hinzukommend wurde mit 

der Umstellung der Haushalte von der Kameralistik auf die doppelte Buchführung ein 

wichtiges Zeichen gesetzt, dass die öffentliche Verwaltung sieht sich seitdem mehr und 

mehr als Wirtschaftsunternehmen, obwohl sie aber weiterhin den Status als Nonprofit-

Unternehmen behält.21 
 

Haushaltssituation der Kommunen 

Die Stadt Mülheim a. d. Ruhr gehört zu den Kommunen in NRW, welche ein nicht ge-

nehmigungsfähiges Haushaltssicherungskonzept aufgestellt haben. Sie befindet sich 

nach der daraus resultierenden Ablehnung der Bezirksregierung Düsseldorf in der vorläu-

figen Haushaltsführung gem. § 82 GO NRW (dem sog. „Nothaushaltsrecht“).22  

                                                            
16 § 41 GO NRW. 
17 Siehe Anlage 1: Dezernatsverteilungsplan der Stadtverwaltung Mülheim an der Ruhr, Stand: 01.07.2012, Link: 

http://www.muelheim-ruhr.de/cms/shared/datei_download.php?uid=c0ea3b0dd9ad2f140e0b6a510c4ed566, abgerufen 
am 20.09.2012 

18 Siehe Anlage 2: Struktur des Rats- und Rechtsamtes der Stadt Mülheim a. d. Ruhr. 
19 Sog. Gesetzesvorgehalt, Art. 20 Abs. 3 GG 
20 Butzer; Wirtschaftlichkeit im Verwaltungsrecht, in: Blanke, Nullmeier, Reichard, & Wewer (Hrsg.), Handbuch zur Verwal-

tungsreform, S. 445 ff. 
21 KGSt (Hrsg.); Bericht 3/1993, S. 131. 
22 Ministerium für Inneres und Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen, Haushaltsstatus der Gemeinden mit Stand 

31.12.2011. 


